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Rückforderung von bevorschussten Unterhaltsbeiträgen gegenüber dem nachträglich aberkannten Vater

Sachverhalt

Wir bevorschussen Kinderalimente. Schuldner war bis anhin der "Registervater". in der Zwischenzeit wurde die Vaterschaft rückwirkend aufgehoben. Ist es möglich, die bevorschussten Alimente vom Registervater noch zurück zu fordern. Teilzahlungen wurden bis anhin von ihm geleistet.

Erwägungen

1. Die Eltern haben für den Unterhalt des Kindes aufzukommen (Art. 276 ZGB). Kommen sie ihrer Unterhaltspflicht nicht nach, so bestimmt das (kantonale) öffentliche Recht, wieweit Vorschüsse für den Unterhalt des Kindes ausgerichtet werden (Art. 293 Abs. 2 ZGB). Wenn das Gemeinwesen für den Unterhalt aufkommt, so geht der Unterhaltsanspruch mit allen Rechten auf dieses über (Art. 289 Abs. 2 ZGB).


2. Grundlage der Unterhaltspflicht ist das Kindesverhältnis (Art. 252 ff. ZGB). Fehlt dieses, kann auch keine Unterhaltspflicht bestehen. Das gilt namentlich auch für den Fall, da ein Kindesverhältnis nachträglich aufgehoben wird (C. Hegnauer, Hat der Registervater Anspruch auf Rückerstattung der bis zur Aufhebung des Kindesverhältnisses bezahlten Unterhaltsbeiträge? in ZVW 1987 S. 142 f. E 1.). Aberkennungsurteile wirken auf den Zeitpunkt der Geburt zurück (BGE 65 I 157; 71 II 144; 82 II 3 f.; 82 II 177; 85 II 175).

Hat das Gemeinwesen die Unterhaltsbeiträge des Registervaters bevorschusst, kann es demnach diese im Falle der erfolgreichen Anfechtung des väterlichen Kindesverhältnisses vom Registervater nicht mehr zurückfordern, weil dessen Unterhaltspflicht ab Geburt nachträglich dahinfällt.


3. Wenn ein Kindesverhältnis nachträglich dahin fällt, stellen sich unter anderem die Fragen, 

a. Wieweit der Registervater die von ihm geleisteten Unterhaltsbeiträge vom Kind zurückfordern kann

b. wieweit der tatsächlich Vater für die vom Registervater bezahlten Unterhaltsbeiträge belangt werden kann.

c. Wieweit das Gemeinwesen die für den Registervater bevorschussten Unterhaltsbeiträge vom biologischen Vater zurückfordern kann (vorausgesetzt, das Kindesverhältnis zu diesem werde festgestellt).


Im Familienrecht des ZGB finden sich dazu keine ausdrücklichen gesetzlichen Bestimmungen. Die Antworten müssen aus dem Obligationenrecht abgeleitet werden, wobei drei Tatbestände zur Diskussion stehen: die ungerechtfertigte Bereicherung, die Geschäftsführung ohne Auftrag und die unerlaubte Handlung (Th. Geiser, Zur Rückforderung von Unterhaltsbeiträgen, in ZVW 2001 S. 29 ff.). 


4. Das Kind selbst ist in der Regel nicht bereichert, wenn die geleisteten Unterhaltsbeiträge für seinen Unterhalt verwendet und aufgebraucht worden sind. Eine Bereicherung könnte allenfalls dann zur Diskussion stehen, wenn es infolge ausserordentlich hoher Alimente gelungen wäre, Kindesvermögen anzuhäufen. Das ist in der Regel nicht der Fall, weil sich die Alimente nebst nach der Leistungsfähigkeit und Lebensstellung der Eltern insbesondere nach den Bedürfnissen des Kindes richten. Das Kind selbst fällt damit grundsätzlich und abgesehen von einzelnen Ausnahmesituationen als rückerstattungspflichtige Person ausser Betracht, wenn die Unterhaltsbeiträge verbraucht sind (Hegnauer, ZVW 1987 S. 144 E.3).


5. Damit stellt sich die Frage, ob das bevorschussende Gemeinwesen die Unterhaltsbeiträge nicht vom (festgestellten und nachträglich zu Unterhaltsbeiträgen verpflichteten) biologischen Vater zurückfordern könne. 

a. Grundsätzlich ist dies nur möglich, wenn ein gültiger Unterhaltstitel besteht. Fällt die Gültigkeit des Unterhaltstitels gegenüber dem Registervater infolge erfolgreicher Anfechtung der Vaterschaft dahin, bietet dieser Titel – abweichendes kantonales Recht vorbehalten - weder Grundlage zu weiterer Bevorschussung noch für die Rückforderung (vorne E. 2).

b. Die Leistungen, welche der biologische Vater zu erbringen hat, müssen in einem durchsetzbaren Titel (Urteil, behördlich oder gerichtlich genehmigte Unterhaltsvereinbarung, Schuldanerkennung) festgelegt sein. Das können einerseits Unterhaltsbeiträge sein, welche vom biologischen Vater für die Zukunft und für ein Jahr vor Klageerhebung eingefordert werden können (Art. 279 ZGB), es können aber für den Fall, dass zwischen dem Kind und dem Registervater keine gelebte Vater-Kindesbeziehung bestand, auch Ansprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung durchgesetzt werden (Urteil des Bezirksgerichts Arbon vom 14.12.2001 in FamPra 3/2002 S. 554 ff, zur Zeit hängig vor Bundesgericht) und damit grundsätzlich alle Unterhaltsbeiträge, welche der Registervater irrtümlich erbracht hat, vom biologischen Vater zurückgefordert werden. Ob in analoger Weise auch dem bevorschussenden Gemeinwesen eine Klage gegen den biologischen Vater zusteht ist bisher meines Wissens nicht entschieden worden, bedürfte aber wohl einer ausdrücklichen gesetzlichen Grundlage im öffentlichen Recht, weil die Bevorschussungsleistungen nicht einer privatrechtlichen Pflicht, sondern der Fürsorgepflicht nach öffentlichem Recht entspringt und damit Art. 62 OR kaum unbesehen für den vorliegenden Tatbestand Anwendung finden kann.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 12. August 2003

[image: image1.png]Beratungsantwort VSAV
030812AliRegVater
Seite 1 von 2

